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WASSERFLÄCHEN UND FLÄCHEN
FÜR DIE WASSERWIRTSCHAFT
§ 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB

Rentbach

RegenüberlaufbeckenRÜB

FLÄCHEN FÜR DIE LANDWIRTSCHAFT UND WALD
§ 9 Abs. 1 Nr. 18 BauGB

Wald Wald

MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR
ENTWICKLUNG VON BODEN, NATUR UND LANDSCHAFT
§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB

Flächen und Massnahmen zum Schutz, zur Pflege und
zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

MIT GEH-, FAHR- UND LEITUNGSRECHTEN ZU
BELASTENDE FLÄCHEN
§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten
zu belastende Flächen

ERHALTUNG UND ANPFLANZUNG VON BÄUMEN,
STRÄUCHERN UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN
§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB

Flächen für das Anpflanzen von
Bäumen und Sträuchern

Flächen für die Erhaltung von Bäumen,
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

Sondergebiet Anlagen für soziale Zwecke,
Zweckbestimmung Jugendbildungsstätte und
Schullandheim

ART DER BAULICHEN NUTZUNG UND GRÜNFLÄCHEN
§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB

SO
Anlagen für

soziale Zwecke

Abgrenzung Zonen unterschiedlicher Nutzungen

Zulässige Nutzungen Zonen I - III,
Gebäudekategorien I - III (siehe textl. Festsetzungen)I - III

MAß DER BAULICHEN NUTZUNG
§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB

BAUWEISE
§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB

Überörtliche Hauptverkehrsstraße
B 455

VERKEHRSFLÄCHEN
§ 5 Abs. 2 Nr. 3 und 4 BauGB, § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Trafo-Station

FLÄCHEN FÜR VERSORGUNGSANLAGEN
§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB

Unterirdische Hauptwasserleitung

HAUPTVERSORGUNGS- UND
HAUPTABWASSERLEITUNGEN
§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB

Unterirdische Gasleitung

Schutzstreifen für Gas-Hochdruckleitung

NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN
§ 9 Abs. 6 BauGB

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs
des Bebauungsplans
§ 9 Abs. 7 BauGB

SONSTIGE PLANZEICHEN

Vorhandene Gebäude und Wege

DARSTELLUNGEN OHNE FESTSETZUNGSCHARAKTER

ZEICHENERKLÄRUNG

Heilquellenschutzgebiet "HQS Kronberg" -
Quantitative Schutzzone D

Privat-Parkplatz

IV
Zone IV,
Freihaltebereich gemäß textl. Festsetzungen

Baugrenze

ZOO

PP

Besondere Zweckbestimmung:

Private Grünflächen mit der Zweckbestimmung:

Flächen für Wald mit der Zweckbestimmung:

Mit Gehrechten zu belastende Fläche
zugunsten Inhaber einer
Durchgangsberechtigungskarte

TiefgarageTG

Opel-Zoo auf Königsteiner Stadtgebiet
Anliegerweg / VerbindungswegA

PrivatwegPW

Fuß- und RadwegFR

Entwässerungsgraben

WR

WE

Zeltplatz

GRÜNFLÄCHEN
§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB

G1, 2

Private GrünflächePG1

Grundstückeinfahrten

Gas-Druckregelanlage

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

Bebauungsplan Nr. 123 „Opel-Zoo“, 1. Änderung

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

A. Planungsrechtliche Festsetzungen
Bauplanungsrechtliche Festsetzungen gemäß Baugesetzbuch (BauGB) und Verordnung über die
bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO).

1. Art der baulichen Nutzung gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB
1.1 Sondergebiet SO
Das gemäß Planzeichnung dargestellte Sondergebiet (SO) wird als „Sondergebiet Anlagen für soziale Zwecke
- Jugendbildungsstätte und Schullandheim“ gem. § 11 BauNVO festgesetzt. Es dient der Unterbringung als
Jugendbildungsstätte und Schullandheim.

2. Grünflächen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB
Die in der Planzeichnung dargestellten Grünflächen werden als private Grünflächen festgesetzt. Stellplätze
sind generell nicht als Nebenanlagen zulässig. Sie dürfen nur in den unter 2.3 und 2.4 festgelegten und im
Bebauungsplan gekennzeichneten Flächen angelegt werden.

2.1 Grünflächen mit Zweckbestimmung Zoo
Innerhalb der Grünflächen mit Zweckbestimmung „Zoo“ ist nur die Errichtung von Gebäuden und baulichen
Anlagen i. S. der Hessischen Bauordnung (HBO) zulässig, die der Nutzung als Zoo dienlich sind. Hierzu zählen
bauliche Anlagen, die zum Betrieb eines Zoos erforderlich sind, Dienstwohnungen und Wohngebäude.
Die Grünflächen mit Zweckbestimmung „Zoo“ sind in Zonen eingeteilt, in denen nur Gebäude der folgenden
Einteilung zulässig sind.
In den Zonen I bis IV haben vorhandene Gebäude Bestandsschutz.

Zone I - Gebäudekategorie I: große Tierhäuser (Elefanten, Giraffen, zukünftig Flusspferd und Nashorn),
Restaurationen und Eingangsgebäude.
Darüber hinaus sind in der Unterkategorie I.4 auch Wohngebäude zulässig.
Darüber hinaus sind in der Unterkategorie I.7 auch Dienstwohnungen zulässig.

Zone II - Gebäudekategorie II: Tierhäuser, große Unterstände, Kioske, Toilettenanlagen und sonstige
Betriebsgebäude, Zooschule sowie Stall-, Lager- und Werkstattgebäude.

Zone III - Gebäudekategorie III: Kleine Tierhäuser mit einer maximalen Grundfläche von 50 m2 und
Unterstände aller Art. Darüber hinaus sind in der Unterkategorie III.4 auch Gebäude für Verwaltung zulässig.

Zone IV - Freihaltebereich: An den Oberhängen des Rentbachtals und im Bereich relevanter Sichtachsen
gemäß Begründung (GOP) werden Zonen festgelegt, in denen keine neue Bebauung zulässig ist.
Ausgenommen hiervon sind die gemäß Nr. 3.6 zulässigen Nutzungen. Bestehende Unterstände haben
Bestandsschutz.

2.2 Grünflächen mit Zweckbestimmung Wiesenbehelfsparkplätze (P1+P2)
2.2.1 Die in der Planzeichnung dargestellten Flächen P1 + P2 werden als Grünflächen mit

Zweckbestimmung „Wiesenbehelfsparkplätze“ festgesetzt.
2.2.2 Für die Nutzung der Fläche P2 gilt außerdem die Festsetzung gemäß Nr. 8.2.
2.2.3 Innerhalb der Flächen P1 + P2 sind keine Nebenanlagen oder Überdachungen zulässig.

2.3 Grünflächen mit Zweckbestimmung Parkplatz (P)
2.3.1 Die in der Planzeichnung dargestellten Flächen P werden als Grünflächen mit Zweckbestimmung

„Parkplatz“ festgesetzt.
2.3.2 Innerhalb der Flächen P sind Stellplätze in wassergebundener Bauweise herzustellen. Nebenanlagen

oder Überdachungen sind nicht zulässig.
2.3.3 Innerhalb der Baugrenze ist die Errichtung eines zweigeschossigen Parkdecks optional zulässig, wenn

die gemäß 2.2. zulässige Nutzung der Wiesenbehelfsparkplätze komplett entfällt. Die
Wiesenbehelfsparkplätze sind dann zu rekultivieren.

2.4 Grünflächen mit Zweckbestimmung Zeltplatz
Innerhalb der Grünflächen mit Zweckbestimmung „Zeltplatz“ ist die Nutzung eines Zeltplatzes zulässig.
Nebenanlagen sind zulässig.

2.5 Private Grünflächen (PG 1)
Innerhalb der privaten Grünfläche PG 1 ist die Errichtung einer Nebenanlage pro Flurstück, mit einem
maximalen Volumen von 50 m3 einschließlich Terrasse und Vordach zulässig. Als Fundamente sind nur
Punkt- und Streifenfundamente zulässig. Eine Unterkellerung ist unzulässig.

3. Maß der baulichen Nutzung gemäß § 9 Abs.1 Nr. 1 BauGB
3.1 Das Maß der baulichen Nutzung wird gemäß der in der Planzeichnung dargestellten Tabelle festgesetzt.
3.2 Die maximal zulässige Grundfläche ist in Quadratmetern angegeben.
3.3 Festgesetzt wird als maximal zulässige Höhe h der höchste Punkt der baulichen Anlagen in Metern.

Maßgebender unterer Bezugspunkt für die Bestimmung der Höhe ist der tiefste Geländepunkt der
beantragten Baufläche.

3.4 Die Höhenbegrenzungen in den Zonen II und III gelten nicht für Volieren.
3.5 In Zone II sind auf einem Spielplatz Spielgeräte (z.B. Klettertürme) von der Höhenbegrenzung

ausgenommen.
3.6 In Zone IV gilt, dass innerhalb einer beidseitigen Pufferzone von 10 m entlang der Wege Wasserflächen

wie z.B. Tränken oder Badeteiche, kleine Schutzhütten bis 2 m² Grundfläche und einer Höhe von 2 m
sowie Futterstände (z.B. Heuraufen) bis zu einer Grundfläche von 2 m² und einer an die jeweilige Tierart
angepassten Höhe von maximal 4 m zulässig sind.

3.7 In den Zonen I-III und der Grünfläche mit der Zweckbestimmung Parkplatz ist die Neuanlage von Wegen
in wasserdurchlässiger Bauweise zulässig. Zusätzlich zum Bestand dürfen gepflasterte Wege und
Flächen im gesamten Zoogebiet im Umfang von 1.500 m² neu angelegt werden. In Zone IV sind keine
Wege zulässig.

3.8 Für das innerhalb der Fläche P zulässige Parkdeck sind zwei Vollgeschosse zulässig.

4. Bauweise gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB
4.1 Die Bauweise wird  gemäß der in der Planzeichnung dargestellten Tabelle festgesetzt.
4.2 Als abweichende Bauweise wird festgesetzt, dass Gebäudelängen von über 50 m zulässig sind. Im

Übrigen gelten die Bestimmungen über die offene Bauweise.

5. Überbaubare Grundstücksflächen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB
5.1 In Zone I ist die überbaubare Grundfläche durch Baugrenzen festgesetzt.
5.2 In den Zonen II und III ist die Position von Gebäuden (in dem jeweils angegebenen Umfang) innerhalb

der Nutzungsgrenze frei wählbar.
5.3 In der Fläche P ist die überbaubare Grundfläche durch Baugrenzen festgesetzt.
5.4 Innerhalb des Sondergebietes  ist die überbaubare Grundfläche durch Baugrenzen festgesetzt.

Stellplätze und Wegeflächen sowie Einfriedungen bis zu einer Höhe von 2,0 m sind auch außerhalb der
Baugrenze zulässig.

6. Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB

Als Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
werden festgesetzt:

· die Scheibelbuschwiesen 1, 2 und 3 inkl. Gehölze,
· die Uferbereiche des Rentbachs,
· der Aussichtspunkt an der B 455 („Malerblick“) mit angrenzendem Feldgehölz und Graben.

6.1 Scheibelbuschwiesen 1, 2 und 3
Die als „Scheibelbuschwiesen 1 und 2“ festgesetzten Flächen sind als Extensivgrünland zu erhalten und nach
folgendem Mahdregime zu pflegen. Für die Wiesenflächen wird eine Fortführung der Wiesennutzung
festgesetzt.
Scheibelbuschwiesen 1 (Typ 3 gemäß Bestandsplan): Die wechselfrischen - feuchten Wiesenabschnitte
sollen jedes Jahr Ende Mai und Mitte September gemäht werden. In den Wiesen wächst der Wiesenknopf;
der vorgeschlagene Mahdrhythmus entspricht dem Lebenszyklus des Dunklen
Wiesenknopfameisenbläulings.
Scheibelbuschwiesen 1 (Typ 4 gemäß Bestandsplan): Die mageren Hangflächen sollen Mitte Juni und Mitte
August gemäht werden.
Scheibelbuschwiesen 2 (Ausgleichsmaßnahme A4): Die aktuell weniger artenreichen mageren Hangflächen
werden durch jährliche Mahd Mitte Juni und Mitte August sowie in den Jahren 2021-23 eine zusätzliche
dritte Aushagerungsmahd und Entnahme von einwandernden Gehölzen entwickelt.
Die als Scheibelbuschwiesen 3 festgesetzte Fläche ist jährlich nur einmal nach der Blüte des Wiesenknopfs
Mitte September zu mähen.
Die Freihaltung der Scheibelbuschwiesen 1,2 und 3 ist durch eine dauerhafte Absperrung in Form von
Baumstämmen zu gewährleisten.

6.2 Uferbereiche des Rentbachs „Auwald“
6.2.1 In der als „Auwald“ festgesetzten Fläche sind entlang des Baches ausdauernde Ruderalbestände zu

entfernen und durch Anlage von Bachröhrrichten und Ufergehölzen zu ersetzen. Der Auwald ist in
seinem Charakter weiterzuentwickeln.

6.2.2 Die standortgerechten Baumbestände sind dauerhaft zu erhalten und bei Abgängigkeit gemäß der
Pflanzliste zu ersetzen. Auch abgängige nicht standortgerechte Bäume sind durch standortgerechte
Bäume gemäß der Pflanzliste zu ersetzen.

6.2.3 Die Anlage eines, den Rentbach einseitig begleitenden und kreuzenden umweltpädagogischen
Bachlehrpfades in unbefestigter Bauweise und / oder als Steg ist zulässig.

6.3 Uferbereiche des Rentbachs „Gewässerrandstreifen“
Für Gehegeflächen, die der Rentbach durchfließt, werden die folgenden Maßnahmen zur Vermeidung von
Stoffeinträgen festgesetzt:
6.3.1 In einem 10 m Streifen beidseits des Baches wird in allen direkt an dem Bach gelegenen Gehegen

täglich der Tierkot abgesammelt.
6.3.2 Bauliche Anlagen aller Art sind im 10 m Streifen unzulässig.
6.3.3 In der Fläche für das Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern in Zone III.3 sind im

Gewässerrandstreifen abwechselnd beidseitig des Ufers Erlen im Abstand von 5 m zu pflanzen.
Darüber hinaus ist eine gewässertypische Vegetation für Auen und Feuchtstandorte entlang des
Gewässerrandstreifens anzupflanzen.

6.4 Künstliche Teiche und Tränken
Für den Gibbonweiher und Hardtweiher ist die Errichtung von Teichkläranlagen festgesetzt.

6.5 Malerblick
Der Aussichtspunkt an der B 455 („Malerblick“) ist nebst dem westlichen Feldgehölz und Graben in
unveränderter Form zu erhalten und aufzuwerten. Gehölzaufwuchs, der das Blickfeld versperrt, ist bei
Erfordernis zurückzuschneiden.

6.6 Versickerung Niederschlagswasser
Als Maßnahme zur Schonung der Grundwasservorkommen und zum dezentralen Hochwasserschutz wird
festgesetzt, dass das von Dachflächen und befestigten Flächen abfließende Niederschlagswasser gemäß den
geltenden wasserrechtlichen Bestimmungen ortsnah zu versickern oder einer Brauchwassernutzung
zuzuführen ist.

6.7 Insektenfreundliche Außenbeleuchtung
Für die Außenbeleuchtung sind ausschließlich Natriumdampf-Hochdrucklampen,
Natriumdampf-Niederdrucklampen oder LED-Leuchtmittel (warmweiß), mit Richtcharakteristik und unter
Verwendung vollständig gekapselter Lampengehäuse zulässig. Für Neuplanungen von Wegen und
Gebäuden sind Lampen mit geringem oder fehlendem Ultraviolett- und Blauanteil zu installieren.

6.8 Schutz vor Vogelschlag
In Glasflächen und -fassaden mit einer Größe von mehr als 6 m² ist ausschließlich die Verwendung von
Vogelschutzglas zulässig.

6.9 Nisthilfen
6.9.1 Bei Neubauten sind zwei Nistkästen je Gebäude oder 1 Nistkasten je 10 m Gebäudelänge vorzusehen.
6.9.2 Wenn in Zukunft Bäume gefällt oder Gebäude abgerissen werden, müssen folgende Maßnahmen zur

Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktionalität (CEF-Maßnahmen) durchgeführt werden,
um Gefährdungen lokaler Populationen zu vermeiden. Die Ermittlung der Verbotstatbestände erfolgt
unter Berücksichtigung der Maßnahmen unter 6.10:
Ersatz von potenziellen Fledermausquartieren an Gebäuden (M 1) - Vor dem Abriss baulicher
Anlagen müssen die Innenbereiche und Außenfassaden auf potenzielle Fledermausquartiere hin
untersucht werden. Ergeben sich Hinweise auf Quartiere sind diese nach gutachterlicher
Einschätzung durch entsprechende Ersatzquartiere in direkter funktioneller Verbindung zu den
bisherigen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten an benachbarten Gebäuden im Verhältnis 1:3 zu
ersetzen.
Ersatz von Haussperlingsnistplätzen (M 2) - Um den Verlust von regelmäßig genutzten
Fortpflanzungs- und Ruhestätten des Haussperlings auszugleichen, müssen vor Abriss besiedelter
Gebäude Ersatznisthilfen in direkter funktioneller Verbindung zu den alten Fortpflanzungs- oder
Ruhestätten angebracht werden. Für den Verlust einer bekannten Brutstätte müssen jeweils 3
Ersatznisthilfen bzw. ein Sperlings-Koloniekasten an einem Gebäude im Umfeld aufgehängt werden.
Nach Beendigung der Neubaumaßnahme sollte an den neuen Gebäuden pro Quartierverlust jeweils
ein Nist- und Fledermauskasten angebracht werden (1:1). Bei der Auswahl der Kästen sowie
Standortwahl und Anbringung sind qualifizierte Fachkräfte zu Rate zu ziehen.
Ersatz von potenziellen Baumhöhlenquartieren (M 3) - Vor Beginn der Rodungsarbeiten müssen alle
Baumhöhlen, die im Zuge der Bauarbeiten verloren gehen, durch spezielle Vogel- und
Fledermauskästen im Verhältnis 1:3 ersetzt werden. Die Ersatznistkästen sind in direkter
funktioneller Verbindung zu den verloren gegangenen potenziellen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten
an Bestandsgehölzen innerhalb des Zoogeländes anzubringen. Bei der Anbringung der Quartierhilfen
und der Standortwahl sind hierfür qualifizierte Fachkräfte zu Rate zu ziehen.

6.10 Anforderungen an den Artenschutz
Auf die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände von europarechtlich und streng geschützten Arten
gemäß § 44 BNatSchG wird hingewiesen. Verboten ist danach die Beschädigung oder die Zerstörung von
Fortpflanzungs- und Ruhestätten und die damit verbundene unvermeidbare Verletzung oder Tötung von
Tieren oder ihrer Entwicklungsformen, sowie die erhebliche Störung von Tieren während der
Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten.
Folgende Maßnahmen zur Vermeidung, zur Verminderung und zum Ausgleich von Beeinträchtigungen der
Tierwelt sind einzuhalten:
Gehölzbewohnende Vögel - Durch die Rodung von Gebüschen und Gehölzen in dem Zeitraum gemäß §39
(5) BNatSchG vom 1.10. bis 28.2. werden Tötungen und Verletzungen an Jungvögeln und Eiern vermieden.
Gebäudebewohnende Vögel - Durch den Abriss von Gebäuden in der Zeit vom 01.11. bis 28.02. (in
Anlehnung an §39 (5) BNatSchG) können Tötungen und Verletzungen an Jungvögeln und Eiern
gebäudebrütender Vogelarten vermieden werden. Adulte Vögel können dem Eingriff zu jeder Zeit
rechtzeitig ausweichen.
Baumhöhlenbewohnende Fledermäuse - Abhängig von der Witterung kann die Präsenz übertagender
Fledermäuse in Baumhöhlen auch im Zeitraum nach dem 1.10. nicht vollständig ausgeschlossen werden.
Aus diesem Grund sind alle betroffenen Baumhöhlen unmittelbar vor der Fällung auf Fledermausbesatz zu
kontrollieren. Befinden sich keine Fledermäuse in der Höhle, sind die Strukturen fachgerecht zu
verschließen. Werden Fledermäuse festgestellt, darf der betroffene Baum inkl. der umgebenden Bäume
(Festlegung durch die Umweltbaubegleitung vor Ort) bis zum Ausflug der betroffenen Tiere nicht gefällt
werden. Die Höhle ist in diesem Fall so zu verschließen, dass ein Ausflug der betroffenen Tiere möglich ist,
ein Wiedereinflug jedoch verhindert wird („Einwegeverschluss“).
Gebäudebewohnende Fledermäuse - Um auch im Winter eventuell übertagende Fledermäuse in
Gebäudequartieren zu schützen und einen Verbotstatbestand nach §44 Abs. 1 BNatSchG zu vermeiden, ist
es nötig unmittelbar vor Abriss von Gebäuden geeignete Kontrollmaßnahmen durch eine qualifizierte
Fachkraft durchzuführen. Werden Tiere angetroffen, ist der Abbruch des jeweiligen Gebäudes auszusetzen,
bis die Tiere ausgeflogen sind.
Die Kontrolle der Gebäude soll von einem fachlich qualifizierten Gutachter durchgeführt werden und
bezieht sich auch auf Vögel und Säuger (Bilche).
Maßnahmen zur Verminderung von Gefahren für Kleintiere: Die Gestaltung der überbaubaren Flächen stellt
für die heimische Tierwelt (Kleintiere) häufig Gefahren dar und soll durch geeignete Maßnahmen entschärft
werden. Hofabläufe, Hauskellerschächte und ähnliche Anlagen sollen durch geeignete Mittel gegen das
Hineinfallen und Verenden von Kleintieren gesichert werden. Dachrinnenabläufe sollen durch Drahtvorsätze
gesichert werden. Kellertreppenabgänge sollen an einer Wangenseite mit einer waschbetonrauen Rampe
von 10 cm Breite als Kleintierfluchtweg versehen werden. Zierteiche sowie andere offene Wasserflächen
sollen mit rauen Fluchtrampen für Kleintiere versehen werden.

7. Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB

7.1 Im gesamten Plangebiet sind die flachgeneigten Dachflächen extensiv oder intensiv zu begrünen. Die
Begrünung ist dauerhaft zu erhalten. Die Überstellung durch Anlagen für die Nutzung von Solarenergie
ist zulässig. Technikaufbauten und Oberlichter sind von der Begrünung ausgenommen.

7.2 Tiefgaragen oder sonstige mit baulichen Anlagen unterbaute Flächen sind intensiv zu begrünen,
gärtnerisch anzulegen und dauerhaft zu unterhalten. Die Vegetationstragschicht muss eine
Gesamtstärke von mindestens d=80 cm aufweisen.

7.3 Fensterlose Fassaden sind mit Rankpflanzen (1 Pflanze je 2 m² Fassadenfläche) dauerhaft zu begrünen
und zu unterhalten.

7.4 Im Zoogelände sind in den nächsten 10 Jahren 100 Bäume gemäß Auswahlliste A zu pflanzen.
7.5 Bei allen Ersatz- / Neupflanzungen sind Gehölze der nachfolgen Pflanzliste zu verwenden. § 40

BNatSchG ist zu berücksichtigen. Es darf kein gebietsfremdes Pflanzgut verwendet werden.
In thematisch gestalteten Gehegen außerhalb des Waldes und der Zone I.4 und III.4 können auch
andere Arten gepflanzt werden.

Auswahlliste A: Bäume
Birke Betula pendula
Buche Fagus sylvatica
Eberesche Sorbus aucuparia

Erle Alnus glutinosa (Auen und
Feuchtstandorte)

Esche Fraxinus excelsior (Auen
und Feuchtstandorte)

Feld-Ahorn Acer campestre
Hainbuche Carpinus betulus

Silberweide Salix alba (Auen und
Feuchtstandorte)

Sommerlinde Tilia platyphyllos
Spitz-Ahorn Acer platanoides
Stiel-Eiche Quercus robur
Trauben-Eiche Quercus petraea
Vogelkirsche Prunus avium

Winterlinde Tilia cordata

Auswahlliste B: Sträucher
Apfel-Rose Rosa villosa

Eingriff. Weißdorn Crataegus monogyna
Glanz-Rose Rosa nitida
Hasel Corylus avellana
Heckenkirsche Lonicera xylosteum
Hunds-Rose Rosa canina

Korbweide Salix viminalis (Auen und
Feuchtstandorte)

Liguster Ligustrum vulgare

Pfaffenhütchen Euonymus europäus (Auen
und Feuchtstandorte)

Purpurweide Salix purpurea (Auen und
Feuchtstandorte)

Roter Hartriegel Cornus sanguinea
Schlehe Prunus spinosa

Wasser-Schneeball Viburnum opulus (Auen
und Feuchtstandorte)

Wein-Rose Rosa rubiginosa
Wolliger Schneeball Viburnum lantana
Zweigriff. Weißdorn Crataegus laevigata

8. Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB

8.1 Gehölze
Einzelbäume mit mindestens 60 cm Stammumfang und Gehölze sind dauerhaft zu pflegen und zu erhalten.
Abgängige Gehölze sind durch geeignete Neupflanzungen gemäß Festsetzung Nr. 7.4 und 7.5 zu ersetzen.

8.2 Wiesenbehelfsparkplätze
8.2.1 Die Nutzung von P2 als Wiesenbehelfsparkplatz wird auf maximal 20 Tage im Jahr begrenzt.
8.2.2 Für den Wiesenbehelfsparkplatz P2 wird festgesetzt:

Vor jeder Nutzung als Behelfsparkplatz ist die Fläche P2 zu begehen und empfindliche bzw. zu stark
geschädigte Bereiche abzugrenzen. Die Flächen dürfen erst genutzt werden, wenn alle anderen
Stellplätze belegt sind. P2 darf nur dreimal im Jahr gemäht werden (Abfuhr bzw. Nutzung des
Mähgutes). Erste Mahd im Mai, zweite Mahd Ende Juni/Anfang Juli - dritte Mahd Mitte September
(vorherige Begehung). Am Südwest- und Südostrand der Fläche P2 ist ein 3 m breiter Wiesensaum
stehen zu lassen, der nur einmal jährlich nach der Blüte des Wiesenknopfs Mitte September gemäht
werden darf (Scheibelbuschwiese 3).

9. Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen gemäß §9
Abs. 1 Nr. 21 BauGB

Für die in der Planzeichnung mit „G1 und G2“ bezeichneten Flächen ist ein Geh- und Fahrrecht zu Gunsten
der Allgemeinheit und der Rettungsdienste, sowie ein Leitungsrecht zu Gunsten der Versorgungsträger
festgesetzt.

10. Zuordnung von Flächen und Maßnahmen zum Ausgleich gemäß §1a
BauGB

Den Eingriffen innerhalb der festgesetzten „privaten Grünfläche“, der festgesetzten „überörtlichen
Hauptverkehrsflächen“, den festgesetzten „Verkehrsflächen“ sowie im festgesetzten Sondergebiet „Anlagen
für soziale Zwecke- Jugendbildungsstätte und Schullandheim“ werden als Ausgleich die unter Nr. 6, 7 und 8
gelisteten Maßnahmen in Verbindung mit den Darstellungen des integrierten Grünordnungsplans
zugeordnet.

B. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen
Übernahme von auf Landesrecht beruhenden Regelungen in den Bebauungsplan gemäß § 9 (4)
BauGB i.V.m. § 91 (3) Hessischer Bauordnung (HBO).
1.1 In den als private Grünflächen mit Zweckbestimmung „Zoo“ festgesetzten Flächen sind Zäune und

Einfriedungen bis zu einer Höhe von 5 m zulässig. In der privaten Grünfläche PG 1 sind nur offene
Einfriedungen bis max. 1.50 Metern Höhe sind zulässig.

1.2 Gemäß § 52 (1) und (2) Satz 2 HBO wird abweichend von der Stellplatzsatzung der Stadt Kronberg im
Taunus festgesetzt, dass für die Errichtung von Neubauten der Stellplatznachweis auf Grundlage des
vorliegenden Stellplatzkonzeptes geführt wurde. Ein Stellplatznachweis darüber hinaus ist für einzelne
Bauvorhaben nicht erforderlich.

C. Hinweise
Ergänzungen gem. Plan

Grünordnungsplan
Der integrierte Grünordnungsplan erläutert die in Punkt 6 „Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege
und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft“ festgesetzten Maßnahmen.

Schutzgebiete
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt vollständig im Wasserschutzgebiet Zone III B „Brunnen I-III
am Schafhof“ der Stadt Kronberg im Taunus.
Das äußerste östliche Ende des Geltungsbereiches liegt im Heilquellenschutzgebiet „HQS Kronberg“
(Quantitative Schutzzone D) der Stadt Kronberg im Taunus.

Bodenschutz
Eine Überprüfung der Altflächendatei ergab folgenden Altstandort im Bereich des Bebauungsplanes:
ALTIS Nr.: 434.006.010-001.023; Straße: Königsteiner Straße 33; Firma: Hess. Pfadfinderverlag GmbH.
Belastungen oder Verunreinigungen des Bodens sind bei der Fläche Nr. 434.006.010-001.023 bisher nicht
bekannt.
Wenn bei Eingriffen in den Boden organoleptische Verunreinigungen festgestellt werden, ist das
Regierungspräsidium Darmstadt, Abteilung IV Umwelt Wiesbaden, Dezernat IV/Wi 41.1 Grundwasser,
Bodenschutz, Lessingstraße 16-18, 65189 Wiesbaden, zu beteiligen.

Kampfmittel
Die Auswertung der beim Kampfmittelräumdienst vorliegenden Kriegsluftbilder hat ergeben, dass sich das
in der folgenden Abbildung 1 näher bezeichnete Gelände in Teilbereichen in einem Bombenabwurfgebiet
befindet, die belasteten Bereiche sind rot gekennzeichnet.
Vom Vorhandensein von Kampfmitteln auf solchen Flächen muss grundsätzlich ausgegangen werden. In den
Bereichen, in denen durch Nachkriegsbebauungen bereits bodeneingreifende Baumaßnahmen bis zu einer
Tiefe von mind. 5 Metern durchgeführt wurden sind keine Kampfmittelräummaßnahmen notwendig.

Bei allen anderen Flächen ist eine systematische Überprüfung (Sondieren auf Kampfmittel) vor Beginn der
geplanten Abbrucharbeiten, Bauarbeiten und Baugrunduntersuchungen auf den Grundstücksflächen bis in
einer Tiefe von 5 Meter (ab GOK IIWK) erforderlich, auf denen bodeneingreifende Maßnahmen stattfinden.
Hierbei soll grundsätzlich eine EDV-gestützte Datenaufnahme erfolgen.
Sofern die Fläche nicht sondierfähig sein sollte (z.B. wg. Auffüllungen, Versiegelungen oder sonstigen
magnetischen Anomalien), sind aus Sicherheitsgründen weitere Kampfmittelräummaßnahmen vor
bodeneingreifenden Bauarbeiten erforderlich. Sofern eine sondierfähige Messebene vorliegt, sollen die
Erdaushubarbeiten mit einer Flächensondierung begleitet werden.
Eine Bescheinigung, dass die Kampfmittelräumarbeiten nach dem neuesten Stand der Technik durchgeführt
wurden, inkl. Lageplan mit Darstellung der untersuchten Flächen und Angabe des Detektionsverfahrens,
sollte angefordert werden. Für die Dokumentation der Räumdaten sollte das beim Kampfmittelräumdienst
des Landes Hessen entwickelte Datenmodul KMIS-R (kostenloser Download auf der Internetseite des
Kampfmittelräumdienstes unter http://www.rp-darmstadt.hessen.de (Sicherheit und Ordnung,
Gefahrenabwehr, Kampfmittelräumdienst)) verwendet werden, dafür sind die Flächen mit den örtlichen
Gauß/Krüger Koordinaten einzumessen. Nach Abschluss der Arbeiten sollte der Lageplan und die
KMIS-R-Datei an das RP Darmstadt gesendet werden.
Die Kosten für die Kampfmittelräumung (Aufsuchen, Bergen, Zwischenlagern) sind vom
Antragsteller/Antragstellerin, Interessenten/Interessentin oder sonstigen Berechtigten (z.B.
Eigentümer/Eigentümerin, Investor/Investorin) zu tragen. Die genannten Arbeiten sind daher von diesen
selbst bei einer Fachfirma in Auftrag zu geben und zu bezahlen. Den Abtransport - ggf. auch die
Entschärfung - und die Vernichtung der gefundenen Kampfmittel übernimmt das Land Hessen -
Kampfmittelräumdienst. Für eine Kostenerstattung durch den Bund ist eine Abrechnung der Leistungen
nach tatsächlichem Aufwand erforderlich. Eine Kopie des Auftrages sollte dem Kampfmittelräumdienst des
RP Darmstadt zugesendet werden.
Es gelten die Allgemeinen Bestimmungen für die Kampfmittelräumung im Lande Hessen.

Abbildung 1: Lageplan des Kampfmittelräumdienstes mit gekennzeichnetem Bombenabwurfgebiet (Quelle: Kampfmittelräumdienst des Landes
Hessen, RP Darmstadt)

Bodendenkmäler
Folgender Hinweis ist zur rechtlichen Sicherstellung in der Baugenehmigung textlich aufzunehmen:
„Wir weisen darauf hin, dass bei Erdarbeiten jederzeit Bodendenkmäler wie Mauern, Steinsetzungen,
Bodenverfärbungen und Fundgegenstände, z. B. Scherben, Steingeräte, SkeIettreste entdeckt werden
können. Diese sind nach § 21 HDSchG unverzüglich dem Landesamt für Denkmalpflege, hessenArchäologie,
oder der Unteren Denkmalschutzbehörde zu melden. Funde und Fundstellen sind in unverändertem
Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise bis zu einer Entscheidung zu schützen (§21 Abs. 3 HDSchG)."
Bei sofortiger Meldung ist in der Regel nicht mit einer Verzögerung der Bauarbeiten zu rechnen. Die mit den
Erdarbeiten Betrauten sind entsprechend zu belehren.

Gas-Hochdruckleitung
In der ausgewiesenen Fläche des Geltungsbereiches befinden sich die Gas-Hochdruckleitung (HD-1010,
DN200, PN10), eine Gas-Druckregelanlage sowie der Hausanschluss Gas des Opel-Zoos der NRM
Netzdienste Rhein-Main GmbH, deren Bestand und Betrieb zu gewährleisten sind. Eine Überbauung
vorhandener Leitungstrassen ist nicht zulässig.
Im Bereich der süd-westlich gelegenen Gas-Hochdruckleitung sowie deren Schutzstreifen sind die Flächen
freizuhalten und dürfen nicht für die Baustelleneinrichtungen oder als Lagerfläche verwendet werden,
gleiches gilt für das Anpflanzen von Bäumen. Änderungen der Geländeoberkante im Bereich des
Schutzstreifens sind mit NRM abzustimmen.

Zugrundeliegende Vorschriften
Die der Planung zugrundeliegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse und DIN-Normen) können
im Fachbereich Stadtentwicklung & Umwelt der Stadt Kronberg, Katharinenstraße 7, 61476 Kronberg im
Taunus während der Dienstzeiten eingesehen werden.

HINWEIS ÜBER DIE EINSICHTNAHME IN DIE
GESETZLICHEN GRUNDLAGEN UND SONSTIGEN
VERORDNUNGEN
Die dem Bebauungsplan zugrunde liegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse,

DIN-Vorschriften und dgl.) können während der Dienststunden in der Stadtverwaltung (Rathaus),

Katharinenstraße 7, 61476 Kronberg im Taunus, in den Räumen des Fachbereiches Stadtentwicklung &

Umwelt/Fachreferat Stadtplanung eingesehen werden.

VERFAHRENSÜBERSICHT

RECHTSGRUNDLAGEN

Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieses Bebauungsplanes mit den hierzu ergangenen Beschlüssen der

Stadtverordnetenversammlung übereinstimmt und dass die für die Rechtwirksamkeit maßgebenden

Verfahrensvorschriften eingehalten worden sind.

Auf Grund der §§ 1 Abs. 3 und 10 Abs. 1 des Baugesetzbuch (BauGB) i.V.m. den §§ 5 und 51 der Hessischen

Gemeindeordnung (HGO) hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Kronberg im Taunus diesen

Bebauungsplan bestehend aus Planzeichnung und textlichen Festsetzungen am

_______._______.______________ als Satzung beschlossen.

Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieses Bebauungsplanes mit den hierzu ergangenen Beschlüssen der

Stadtverordnetenversammlung übereinstimmt und dass die für die Rechtswirksamkeit maßgebenden

Verfahrensvorschriften eingehalten worden sind.

Kronberg im Taunus, den __ ___._______.______________
Der Magistrat

______________________________
Robert Siedler Siegel
Erster Stadtrat

AUSFERTIGUNGSVERMERK

RECHTSKRAFTVERMERK

Der Bebauungsplan ist durch ortsübliche Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gem. § 10 Abs. 3 BauGB

in Kraft getreten am _______._______.______________

In der Bekanntmachung wurde auf die Vorschriften des § 215 BauGB sowie über die

Entschädigungsregelungen gemäß § 44 BauGB hingewiesen.

Kronberg im Taunus, den _______._______.______________
Der Magistrat

______________________________
Robert Siedler Siegel
Erster Stadtrat
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geändert durch das Gesetz vom 03.06.2020 (GVBI. I S. 378)

Hessische Gemeindeordnung (HGO) i.d.F. vom 07.03.2005 (GVBI. I S. 142), zuletzt geändert durch Art. 1 des 
Gesetzes vom 07. Mai 2020 (GVBI. I S. 318)

Hessisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (HAGBNatSchG) vom 20. Dezember 2010, 
GVBl. S. 629, zuletzt geändert durch Artikel 17 des Gesetzes vom 07. Mai 2020 (GVBl. S. 318)

Hessisches Wassergesetz (HWG) vom 14. Dezember 2010 (GVBl. I S. 548), zuletzt geändert durch Artikel 11 
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